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Vernünftiges Tarifergebnis – 
aber nicht für Beamte
Die Tarifverhandlungen für die Beschäftigten der 
Länder im ö�entlichen Dienst nahmen einen er-
wartet schwierigen Verlauf. In den ersten beiden 
Verhandlungsrunden sahen sich die Arbeitgeber 
nicht einmal in der Lage, ein Angebot zu unter-
breiten.

Insofern war es notwendig, die 
Mitarbeiter in den Ländern zu 
mobilisieren, um die Erforder-
nisse eines angemessenen 
Lohnanstiegs im ö�entlichen 
Dienst zu untermauern. Gut 
� ��� Mitarbeiter der Landes-
verwaltung gingen am �. März 
���� lautstark in Kiel auf die 
Straße. Unterstützung erhiel-
ten die Tari�eschäftigen dabei 
ausdrücklich von zahlreichen 
Beamten. Die bundesweit 
durchgeführten Protestkund-
gebungen und Warnstreiks 
führten dann bei den Verhand-
lungen in Potsdam am �. März 
���� zu einem vernünftigen 
Kompromiss, der wie immer 
von den Arbeitgebern als „ei-
gentlich unbezahlbar“ und von 
den Beschäftigten als „wir hät-
ten uns mehr erho�t“ bewer-
tet wurde. 

Eine Erhöhung um �,�� Prozent 
rückwirkend zum �. Januar 
���� und um �,�� Prozent ab 
dem �. Januar ���� sind keine 

Reichtümer, die verteilt wur-
den und von daher auch kaum 
geeignet, Au�ole�ekte des 
ö�entlichen Dienstes gegen-
über der freien Wirtschaft her-
zustellen, aber in Anbetracht 
der Kassenlage ein akzeptables 
Ergebnis. Eine Sicherung des 
Jahresurlaubs auf �� Tage und 
Verbesserungen für die Auszu-
bildenden rundeten das Ergeb-
nis ab.

Enttäuschend waren jedoch die 
Nachrichten, dass die Landesre-
gierung in Kiel keine Übernah-
me des Tarifergebnisses für die 
Beamten plant. Es sei zwar kei-
ne Nullrunde geplant, jedoch 
werde man erneut von den Be-
amten Sonderopfer abverlan-
gen müssen. Finanzministerin 
Heinold verwies auf eine be-
vorstehende Haushaltsnotlage 
und kündigte an, mit den Be-
rufsverbänden gesonderte Ge-
spräche zu führen, welche Son-
derregelungen für Beamte zu 
�nden seien.

An dieser Stelle wurde noch 
einmal deutlich, dass eine zeit- 
und inhaltsgleiche Übernahme 
für Beamte eine berechtigte 
Forderung im Tarifstreit gewe-
sen wäre. Da in einer Anhö-
rung vor dem Finanzausschuss 
des Landtages selbst der DGB-

Nord-Vorsitzende Sievers eine 
solche Verknüpfung für nicht 
richtig erachtete, entschied der 
Finanzausschuss gegen eine 
derartige Vorfestlegung. Ich 
glaube, dass der DGB mit der 
Forderung, erst einen Tarifab-
schluss zu �nden und anschlie-
ßend die Frage zu erörtern, 
ob der Tarifabschluss für die 
Beamten übernommen wird, 
den Beamten einen Bären-
dienst erwiesen hat.

Die aktuellen Verhandlungen 
gestalten sich weiter schwie-
rig. Seitens der Landesregie-
rung wurden in den ersten 
Gesprächen mit den Gewerk-
schaften keine Angebote ge-
macht. Stattdessen zog man 
sich auf den Aspekt der Haus-
haltskonsolidierung zurück. Als 
die Gespräche vor dem Ab-
bruch standen, verö�entlichte 
Ministerpräsident Albig (SPD) 
überraschend die Rahmenwer-
te für einen Gesetzentwurf zur 
Beamtenbesoldung.

Danach sollen den Beamten 
weitere Sonderopfer zugemu-
tet werden. Die ausgehandelte 
Tariferhöhung wird nicht rück-
wirkend zum �. Januar ����, 
sondern erst zum �. Juli ���� 
umgesetzt. Ab der Besoldungs-
gruppe A �� soll die Erhöhung 
auf �,� Prozent gedeckelt wer-
den. Die zum �. Januar ���� für 
Tarifpersonal ausgehandelte 
Erhöhung von �,�� Prozent soll 
für Beamte erst ein Jahr später 
zum �. Januar ���� übernom-
men werden, ebenfalls mit der 
Deckelung ab A ��. Ab dem 

�. Juli ���� und �. Juli ���� sol-
len Erhöhungen um jeweils 
weitere �,� Prozent dazukom-
men. Damit soll eine mittelfris-
tige Finanzplanung bis ���� 
ermöglicht werden.

Zu den linearen Erhöhungen 
stehen zudem Einmalzahlun-
gen für aktive Beamte bis A �� 
an, und zwar in Höhe von ��� 
Euro zum �. Mai ���� und 
�. März ���� und in Höhe von 
��� Euro zum �. Juli ����.

Gleichzeitig sollen die Kosten 
für den Eigenanteil zur Beihilfe 
pauschal um �� Euro gesenkt 
werden, die Jubiläumszuwen-
dung für das ��-jährige Dienst-
jubiläum soll wieder einge-
führt werden und auch die 
Polizeizulage soll um �� Euro 
erhöht werden.

Unter dem Strich werden, wie 
von allen Vorgängerregierun-
gen auch, weitere Sonderopfer 
von Beamten abverlangt. Das 
ist unbestreitbar und zu kriti-
sieren. Hinzu kommt, dass von 
den genannten Erhöhungen 
jeweils �,� Prozent für die Ver-
sorgungsrücklage einbehalten 
werden. 

In der nächsten Ausgabe des 
Polizeispiegels werden wir uns 
näher mit den konkreten Aus-
wirkungen beschäftigen und 
weiter berichten.

Torsten Gronau, 
Landesvorsitzender
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 < Zeit- und inhaltsgleiche Übernahme des aktuellen Tarifabschlusses für Beamte

O�ener Leserbrief
Zur Berichterstattung „Land 
legt sich mit den Beamten an“ 
und Kommentar „Ohne Abstri-
che geht es nicht“ vom ��. März 
���� in den „Kieler Nachrichten 
(KN)“ und ähnlich in anderen 
Verö�entlichungen des Landes.

Es reicht!

Nur meiner guten Erziehung 
und meinem Grundverständnis, 
wie man trotzdem streiten soll-
te, ist es einmal mehr zu verdan-
ken, dass ich so scheinbar ruhig 
bleibe. Dabei bin ich stinksauer!

Ich muss zur Kenntnis nehmen, 
dass ich als überzeugter Beam-
ter dieses Landes (der seine 
P�ichten und Aufgaben kennt 
und ernst nimmt; aber auch um 
die verbundenen Verp�ichtun -
gen des sogenannten Dienst-
herrn, beziehungsweise dessen 
Vertreter, hier namentlich deren 
P�icht zur amtsangemessenen 
Alimentation, weiß) nach fast 
�� Polizei-Dienstjahren wieder 
einmal meine berechtigte Betei-
ligung an der Einkommensent-
wicklung nicht erhalten soll. 
Diese ist für den ö�entlichen 
Dienst bereits seit Langem nicht 
gegeben (seit ���� kein, bezie-
hungsweise deutlich einge-
schränktes „��. Gehalt“, �,� Pro- 

zent vom Grundgehalt Eigenbei-
trag bei der Heilfürsorge, erhöh-
te Eigenbeteiligungen bei der 
Beihilfe, kein oder kaum ange-
messenes Partizipieren an der 
allgemeinen Lohnentwicklung, 
um nur einiges zu nennen).

Der ö�entliche Dienst, insbe-
sondere wir Beamte werden seit 
vielen Jahren mit der stets glei-
chen Begründung des behaup-
tet gebotenen Sparzwanges als 
„Sparschwein“ missbraucht.  
Fast so, als wenn wir die jeweils 
fragliche Misere verursacht hät-
ten (wenn etwas politisch op-
portun erscheint, spielt Geld 
andererseits stets keine Rolle – 
vergleiche den aktuellen Koaliti-
onsvertrag und das Ausgabe- 
verhalten zu gewollten Maß-
nahmen der Koalition). 

Erstaunlich immerhin, dass die 
Kommentatorin (der KN) diese 
Tatsache kennt, anerkennt und 
sogar darstellt. Aber – „einmal 
mehr wehtun (den Beamten)“ 
muss eben sein!

Kein Problem mit der nicht 
„zeit- und inhaltsgleichen Über-
tragung“ des aktuellen Tarif- 
ergebnisses auf Beamte hatte 
bereits im Vorwege der Vorsit-
zende der DGB-Gewerkschaf-
ten, Carlo Sievers, vor dem 
Finanzausschuss des Landtages 

gesehen. Hurra, wenigstens 
bin ich in der richtigen Gewerk-
schaft!

Noch befremdlicher ist, dies al-
les geschieht bei  politischer 
Führung durch  Sozialdemokra-
ten.

Oder geschieht dies auch, bei 
allen betont seriösen Auftritten 
der Finanzministerin zum The-
ma, aus grundsätzlicher, ideolo-
gisch begründeter Antipathie 
Beteiligter gegenüber Beamten? 
Ansonsten vermag ich den jetzt 
deklarierten Sparwillen dieser 
Regierung nicht zwingend zu 
erkennen:

Noch vor wenigen Wochen ju-
belte beispielsweise Frau Hei- 
nold nach Ablösung des Vor-
standsvorsitzenden der HSH 
Nord Bank bei der Einführung 
des Neuen. In die Summen, die 
deshalb, warum und an wen 
auch immer �ossen/�ießen, bin 
ich nicht eingeweiht. Wenig un-
seres guten Geldes wird es nicht 
(gewesen) sein.

Aber, was will ich denn? Man 
will ja mit den Beamten verhan-
deln. Eine Nullrunde soll es ja 
gar nicht geben:

Da gibt man sich wieder sozial, 
die unteren Einkommensgrup-
pen sollen doch bedacht wer-

den. Eine bloße Selbstverständ-
lichkeit! – aber nein, das reicht 
dieses Mal nicht! Und „das 
schlägt dem Fass den Boden 
aus“; man denkt an Kompensa-
tion durch Verringerung der Wo-
chenarbeitszeit oder Erhöhung 
der Urlaubstage.

Ich habe es nicht vergessen: Zu 
Zeiten einer Heide Simonis (SPD) 
als Finanzministerin wurde nur 
uns Beamten zunächst für zwei 
Jahre längere Wochenarbeits-
zeiten (�� Stunden) als Beschäf-
tigten (��,�) verordnet! – und 
als diese Frist ablief, auf Dauer. 
Das war erneut kein guter Um-
gang mit uns, im Ergebnis den-
noch letztlich zu ertragen. Dies 
bedeutete wenigstens �ktiv 
aber auch eine zusätzliche Ein-
kommensminderung und eine 
circa �,� Wochen umfassende 
Mehrarbeit pro Jahr.

Jetzt zu sagen, wir „marschieren 
ein Stück in Richtung“ Normal-
arbeitszeit und/oder mehr Ur-
laub, dafür gibt es dann kein 
Geld und alles ist gut – wäre ein 
„starkes Stück“.

Sollen wir noch Danke sagen?

Wie gesagt, es reicht!

Jochen Einfeldt,  
Kellinghusen

 < …  die Polizeistation 
Wrist

Zum �. April ���� wird die Poli-
zeistation Wrist (Kreis Stein-
burg) im Rahmen der Organi- 
sationsreform der Polizeidirek-
tion Itzehoe aufgelöst und der 
bisher von zwei Beamten be-
treute Bereich der Polizeistati-
on Kellinghusen zugeschlagen.

Der Zuständigkeitsbereich der 
Station umfasste die Gebiete 
der Gemeinden Wrist, Wulfs-

moor und Hingstheide (etwa 
� ��� Einwohner und �� Qua-
dratkilometer Fläche).

Aufgabenschwerpunkte waren 
unter anderem der Bahnhof 
Wrist sowie der Verkehrskno-
tenpunkt B ���/L ��� mit sei-
nen durch den erheblichen Ver-
kehrsdurch�uss auftretenden 
Belastungen.

Die Polizeistation Wrist zählte 
im Kreis Steinburg in der Ver-
gangenheit eher zu den stark 

Unter der Rubrik „Es war einmal …“ möchte die Redaktion 
des Polizeispiegels an dieser Stelle künftig den Rückzug der 
Polizei aus der Fläche, mancherorts auch Konzentration in 
der Fläche benannt, dokumentieren.

Es ist eine von der Politik getragene Organisationsent-
scheidung der Polizei, sich sukzessive aus der dezentralen 
und bürgernahen Organisation der Landespolizei zu verab-
schieden, um eine zentrale Reaktionspolizei zu werden. 
Die Argumente dafür und dagegen sind hinlänglich 
ausgetauscht. Wir möchten den Dienststellen und den 
dort bisher arbeitenden Kollegen ein ehrendes Andenken 
bewahren, nachdem ihre Tätigkeit ansonsten o�enbar als 
antiquiert und ine�zient wahrgenommen wird.
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belasteten Dienststellen. Gro-
ße Freude über die Schließung 
ihrer Dienststelle will bei den 
beiden bisherigen „Dorf-She-
ri�s“ nicht au�ommen. Man 
„ergibt sich seinem Schicksal“, 
„schwimmt mit dem Strom“ 
und „muss die Umstände eben 
akzeptieren“, so einige Kom-
mentare. Immerhin sollen bei-
de Beamte „adäquat“ unterge-
bracht werden. Während der 
bisherige Stationsleiter zukünf-
tig voraussichtlich in Glück-
stadt seinen Dienst versehen 

wird, soll sein Vertreter zur be-
nachbarten Polizeistation Kel-
linghusen wechseln. Von dort 
aus wird er zukünftig auch 
weiterhin für seinen ehemali-
gen Bereich zuständig sein.

 < … die Polizeistation 
Wangels

Mitten im Ferienzentrum  
„Weißenhäuser Strand“ an der 
Hohwachter Bucht, unweit des 
Bungsbergs, in bester Urlaubs-
lage liegt noch die Polizeistati-
on Wangels.

Zwei Beamte versehen ihren 
Dienst auf der Polizeistation 
und sind zuständig für � ��� 
Einwohner in �� Ortschaften 
auf einer Fläche von circa 
�� Quadratkilometern.

Im Sommer werden die Beam-
ten der Polizeistation Wangels 
durch zwei Beamte Bäder-
dienst unterstützt.

Das Ferienzentrum, ein großer 
Campingplatz mit ��� Stell-
plätzen und gut sechs Kilome-

ter Ostseeküste, sind im Zu-
ständigkeitsbereich der 
Polizeistation Wangels zu be-
treuen.

Zum März ���� soll die ins Fe-
rienzentrum Weißenhäuser 
Strand integrierte Polizeistati-
on geschlossen werden.

Die Planstellen und der Bäder-
dienst sollen der PZST Olden-
burg zugeschlagen werden. 

Frank Hesse, 
Torsten Gronau> Polizeistation Wrist

> Polizeistation Wangels

Zu schla�, zu ungebildet?
„Zu schla�, zu ungebildet: Polizei fehlt der 
Nachwuchs“, so titelten die Lübecker Nachrichten 
am �. März ����. 

In dem Artikel wurde anschau-
lich der Alltag in der Werbe- 
und Einstellungsstelle Eutin 
beschrieben.

Viele junge Leute haben Inter-
esse an der Polizei, aber nur 
wenige scha�en das umfas-
sende Aufnahmeprozedere.

Natürlich durften Ausreißer, 
wie die Abiturientin, die nicht 
weiß wo Südafrika liegt, und 
auch die, die in Ballerinas zum 

Sporttest anreisen, nicht feh-
len. 

„Wir wollen die Besten“ bei der 
Polizei haben, das ist der häu-
�g zitierte Anspruch der Wer-
be- und Einstellungsstelle. In 
der Realität muss man froh 
sein, alle Ausbildungsplätze 
überhaupt mit geeigneten Be-
werbern besetzen zu können. 
Und mutmaßlich wird man 
nicht umhinkommen, über die 
derzeitigen Einstellungsvoraus-

setzungen nachzudenken, um 
genau dieses künftig auch 
noch zu erreichen.

Denn Fakt ist, dass die Besten 
der Besten hart umkämpft sind 
und die Landespolizei sich im 
direkten Wettbewerb um die 
besten Köpfe mit anderen Lan-
despolizeien, der Bundespolizei 
und der freien Wirtschaft be-
�ndet. Selbstverständlich gibt 
es die supersportlichen Typen 
mit guter Allgemeinbildung, 
die schon immer Polizist wer-
den wollten und die aus lauter 
Lokalpatriotismus genau in 
dem Bundesland anheuern, 
das mit die geringsten Zu-

kunftsperspektiven bietet, 
Schleswig- Holstein.

Manch einen lockt aber die 
Aussicht, in einem benachbar-
ten Bundesland mit deutlich 
besseren Perspektiven anzu-
fangen. Neben der beru�ichen 
Zukunftsperspektive mag man 
sich die moderne Ausbildungs-
stätte der Polizei in Hamburg-
Alsterdorf anschauen und mit 
dem Relikt der ��er-Jahre in 
der Hubertushöhe in Eutin ver-
gleichen.

Und wer zu den wirklich Bes-
ten gehört, der �ndet in der 
freien Wirtschaft seinen Weg 
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